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Vorbemerkung

Die vorliegende Arbeit beruht auf Daten, die im Oktober/Novem-

ber 1982 in einer Zivildienstschule in Rheinland-Pfalz und

Ende Dezember 1982 in mehreren Bundeswehreinheiten in Koblenz

erhoben worden sind. Die Erhebung wurde durch den BMJFG und

den BMVg organisatorisch unterstützt. Für die Unterstützung

durch den Herausgeber war u.a. maßgebend, daß bei der Unter-

suchung eine Anzahl neuer Erhebungsinstrumente eingesetzt wurde,

die auch bei Meinungsbefragungen des PsychDstBw genutzt werden

können. Nach Auffassung des Herausgebers ist die vorliegende

Erhebung ein gutes Beispiel dafür, wie Ergebnisse sozialwis-

senschaftlicher Meinungsbefragungen methodisch nachvollzieh-

bar herausgearbeitet werden. Der Herausgeber stimmt mit den

Autoren überein, daß die Erhebungsergebnisse lediglich Aussa-

gen über Stichproben erlauben, deren Repräsentativ!tat für

die Gesamtheit der Zivildienstleistenden bzw. der Grundwehr-

dienst 1 eis tenden nicht gültig beurteilt werden kann.

Der Bundesminister der Verteidigung
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Zusammenfassung:

In einer Fragebogenerhebung wurden 86 Kriegsdienstverweige-
rer im Zivildienst und 85 Soldaten im Grundwehrdienst in

bezug auf politische Einstel1ungen und Bewertungen vergli-
chen. Die Einstellungs- und Bewertungsska1en wurden größten-
teils von den Autoren selbst entwickelt

. Die Kriegsdienst-
verweigerer konnten als eine kritische politische Minder-
heit charakterisiert werden

, deren spezifische politische
Überzeugungen von der Mehrheitsmeinung - repräsentiert durch
die Soldaten - abweicht

. Im einzelnen fielen die Kriegs-
dienstverweigerer im Vergleich zu den Soldaten durch eine
deutliche Ablehnung der Ordnungsgewalt des Staates,

durch

eine deutliche Bereitschaft zu unkonventionellen politi-
schen Protestformen (tei1weise unter Inkaufnahme von Gewalt-

tätigkeiten ) durch ein hohes Maß an politischer Entfremdung,

eine klare Ablehnung der deutschen Verteidigungspolitik und
eine Bejahung des Austragens von Konflikten in der po1iti-
sehen und gesellschaftlichen Auseinandersetzung auf.

In Dis-

kriminanzanalysen konnten die beiden Gruppen (Zivildienst-
leistende und Soldaten) mit hoher Zuverlässigkeit auf der
Basis der genannten Dimensionen unterschieden werden.

Konse-

quenterweise sind die Kriegsdienstverweigerer mehrheitlich
Anhänger der Grünen, die als Alternative gegen die tradi-
tionellen Parteien angetreten sind, während sich die Solda-

ten mehrheitlich als Anhänger der CDU/CSU und der SPD dar-
stellen.
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Fortsetzung (oontinued):

Abstract:

85 soldiers serving their time in the mi1itary service and
86 conscientious objectors evading the draft by substituting
time in civic Services were compared regarding their poli-
tical attitudes and opinions via questionnaire. The scales
used in the study were mostly constructed by the authors
themselves. The conscientious objectors could be characteri-
zed as a critical political minority showing specific poli-
tical opinions which deviate from the opinions of the
majority - represented in this case by the soldiers. Con-
trary to the soldiers conscientious objectors showed a
distinct rejection of the legitimacy of governmental power
for law and order, a marked readiness for unconventiona1

political protest (some up to toierating violence), a high
degree of political alienation, and a distinct rejection
of West Germany's defense policy. Based on the above dimen-
sions the two groups (conscientious objectors and soldiers)
could be distinguished in discriminant analyses with a high
degree of reliability. As expected, the majority of the
conscientious objectors favore the "Grünen" (greens), a
political group started as an alternative to the traditional
political parties, whereas most of the soldiers prefer the
political course of the traditional parties CDU/CSU and SPD.

Schlagwörter (Key words):
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1. Problemstellung

Das Recht auf Verwe igerung des Kriegsd ienstes und dami t auch des

Wehrdienstes ist im Grundgesetz der Bundesrepub1ik Deutschland, Ar-

tikel 4, Absatz 3 verankert. Dieses Recht - politisch als Ausnahme-

recht gedeutet - wird nur von e iner Minderheit in Anspruch genommen,

die Mehrheit der Wehrpflichtigen leistet den Wehrdienst ab (JAENECKE

1977 , BLUMENWITZ 1978, RÖSSLER 1979) . Befragungsergebnisse im letzten

Jahrzehnt deuten auf eine überwiegend positive Einschätzung des Wehr-

dienstes und der Wehrdienstle istenden durch die Bevölkerung hin. Schon

in den 7 0er Jahren wurde eine wachsende Bereitschaft der Jugendlichen

zur Ableistung des Wehrdienstes (BRINGMANN 1975, SEIDLER & REINDL

1979) und e ine s teigende Bejahung der Bundeswehr durch die Bevölke-

rungsmehrheit reg i str iert. SCHÖNBORN (1981) ber ichte t, daß annähernd

80% der bundesdeutschen Bevölkerung die Bundeswehr im Frühj ahr 19 8 0

als wichtig bzw. sehr wichtig einstuften.

Während das verfassungsmäßige Recht auf Kr iegsd ienstverwe igerung in

der Bevölkerung überwiegend befürwortet wird (die Zustimmung steigt

mit der Höhe der Schulbildung, sie s inkt mit zunehmendem Alter und

wurde entschiedener von SPD- und FDP-Anhängern als von CDU-Anhängern

vertreten, vgl. KRÖLLS 1980, p. 75) , scheint die soziale Wertschätzung

der Person des Kr iegsd ienstverwe igerers generei1 nicht so hoch zu

sein. Ende der 60er Jahre begannen junge Leute, vor allem innerhalb

der Studentenbewegung, die Kr iegsd ienstverwe ige rung nicht mehr nur a1s

Ausdruck relig iös-weItanschaulicher Überzeugungen, sondern als Mittel

politischen Protests und als Be i trag zum Frieden zu verstehen. Die

Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung reag ierte mit Ablehnung

( KEPPLINGER & HACHENBERG 1980, KRÖLLS 1980) . Fast jeder zweite Deut-

sche (45%) beze ichnete 1968 nach Umfragen des Instituts für Demoskopie

in Allensbach die Kr iegsd ienstverwe igerer als "Drückeberger", weniger

als ein Drittel hielt deren Entscheidung für ehrliche Überzeugung

(31%) (Institut für Demoskopie Allensbach 1983 , p. 327 , HECKER &

SCHUSSER 1980).
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Die Befragungsergebnisse über die Einschätzung der Verwe ig erer

durch die Bevölkerung mögen sich je nach historischer Si tuation ver-

ändern , was wohl auch für die offiziellen reg ierungsamtlichen Einstel-

lungen und Stellungnahmen zutrifft. Ein historischer Wandel ist aber

nicht nur in den Me inungen über die Verwe igerer wahrscheinlich,,
son-

d ern auch in Merkmalen, We r tü b e r ze ug u ng e n, politischen und persönli-

chen Ansichten und Anliegen der Verwe igerer selbst.

Wir haben uns die Frage gestellt, ob die Kr iegsd ienstverwe igerer

über den Tatbestand der Verweigerung hinaus eine Minorität darstellen,

die durch bestimmte Einstellungen und Verhaltensberei tschaften gekenn-

zelehnet ist. Wir können als Antwort auf diese Frage nur eine histori-

sche Momentaufnahme geben, und zwar aus dem Jahr 1982. Heute und mor-

gen kann s ich das Bild gewandelt haben.

Den thematischen Rahme n der erfaß ten We rtüberze ugungen und Verhal-

tensbereitschaften bildete der politische Bereich, vor allem we il wir

von der Annahme ausgingen, daß die Kr iegsd ienstverwe igerung meist auch

e ine politische Entscheidung gegen eine Institution mit politischer

Funktion, die Bundeswehr, ist, und somit auch politische Auseinander-

setzung erfordert (KRÖLLS .1980) .

Wir haben uns der Frage einer möglichen Charakterisierung der Ver-

we igerer als e iner Minderheit mit spezi fischen politischen Einstellun-

gen und Verhaltensbereitschaften über den Vergle ich e iner St ichprobe

von Zivildienstleistenden mit e iner vergleichbaren St ichprobe von Sol-

daten im Grundwehrdienst genähert. Wir entschieden uns für wehrdienst-

le istende Soldaten als Verg1eichsg ruppe, erstens we il sie mehrheitlich

aufgrund ihrer Entscheidung zum Wehrdienst, wie auch bisher vorliegen-

de empirische Befunde ze igen, als den polit ischen Überzeugungen und

Handlungsbereitschaften der Mehrheit der Bevölkerung ähnlich angenom-

men werden können (LIPPERT, SCHNEIDER & ZOLL 1976 , NAGEL & STARKULLA

1977) , und zwe itens we il diese Gruppe während ihrer Dienstze it ähnli-

chen strukturellen Rahmenbedingungen unterliegt wie die Zivildienst-

leistenden (z.B. Dienstpf1icht, Einschränkung der Bürgerrechte).

Im e inzelnen sollte vor allern die Frage abgeklärt werden, ob sich

der Minderheitenstatus der Zivildienstleistenden auf ihre Verwe igerung

beschränkt oder ob s ich die Zivi1diens11eistenden durch kr itische po-
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1itische Haltungen, die Positionen einer Minderheit darstellen, cha-

rakterisieren lassen. Da Zivildienstleistende eine von der Mehrheits-

me inung abwe ichende Entscheidung getroffen haben und im Einzelfall in

der Beantragung und Durchsetzung ihrer Entscheidung nicht unerhebliche

Schwierigke iten zu
'

überwinden hatten , interessierte we iter, we Iche

Personmerkma1e mit dieser Bereitschaft zum Bekenntnis einer Minori-

tätsme inung und mit der Persistenz in der Durchsetzung eigener Ent-

scheidungen verbunden sind. Wir dachten, daß sie sich durch die Fähig-

keit zu nonkonformi stischer Urteils findung und durch e ine Ne igung zu

dogmatischer Konsistenz im normativen System ausze ichneten. Die für

die Messung dieser beiden Dimensionen ausgewählten Skalen erwiesen

s ich jedoch in psychome trischer Hinsicht als wenig überzeugend, so daß

d ieses Untersuchungs ziel nicht we iter verfolgt wurde.

2. Methode

2.1 Stichproben

Wie bereits gesagt, sollte die Fragestellung dieser Arbeit durch

e inen Vergleich von Verweigerern und Soldaten beantwortet werden. Aus

der Gruppe der Kr iegsd ienstverwe igerer wurden Personen, die bereits

als Verwe igerer anerkannt waren und zum Be fragungsze iträum ihren Zi-

vildienst ableisteten, ausgewählt (im folgenden wird von ZDL gespro-

chen) . Als Vergleichsgruppe dienten Soldaten, die den Grundwehrdienst

ableisteten oder sich maximal für zwei Jahre verpf1ichtet hatten.

Von e iner Be fragung j unger Männer, die noch vor ihrer Anerkennung

als Verwe igerer standen, wurde deshalb abgesehen, we il die in dieser

Studie thematisierten Einstellungen und Handlungsbereitschaften auch

Relevanz in Verhandlungen der Prüfungsausschüsse besaßen. Wir befürch-

teten daher, die Antworten könnten aus Angst vor nach teil igen Folgen

für die Anerkennung als Verwe igerer trotz Zusicherung der Anonymi tät

verzerrt werden.

Da die hier interessierenden politischen Einstellungen mit dem Bil-

dungsniveau korreliert sind (LIPPERT, SCHNEIDER & ZOLL 1976, NAGEL &

STARKULLA 1977) und die Mehrheit der ZDL zur Ze it ihrer Anerkennung

Gymnasiasten und Studenten sind (vgl. KRÖLLS 1980) sollten zur besse-

ren Vergleichbarke it in beiden St ichproben Personen mit mindestens

Realschulabschluß aufgenommen werden. Be ide Stichproben sollten zu-
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sätzlich jeweils zur Hälfte aus Personengruppen, die am Anfang (erstes

Quartal) und am Ende (letztes Quartal) ihres Dienstes stehen, rekru-

tiert werden,, damit mögliche Sozialisationseffekte der Dienstze it

kontrollierbar würden.

Der Zugang zu den beiden Stichproben (ZDL und Soldaten) wurde durch

das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit und das Bun-

desministerium für Verteidigung ermöglicht. Die ZDL (N = 92) wurden im

0ktober/November 1982 in einer Zivildienstschule in Rheinland/Pfalz

abends nach Unterrichtsende mittels Fragebogen befragt. Die Te iInahme

an der Befragung war freiwillig .

Be i den. Soldaten (N = 86) konnte die Untersuchung Ende Dezember

1982 an mehreren BundeswehrStandorten in Koblenz durchgeführt werden.

Die Te iInahme an der Befragung war aus organisatorischen Gründen nicht

freiwillig, was sich nach dem übereinstimmenden Eindruck der vier Un-

tersuchungsleiter nicht negativ auf die Motivation der Soldaten zu

ernsthafter Be teiligung ausgewirkt hat: Die Be fragung schien für d ie

Soldaten eher eine willkommene und interessante Abwechslung im Bundes-

wehralItag zu sein.

Die Wahl der Be fragungsorte tangiert möglicherwe ise die Repräsenta-

tivität insofern, als alle Soldaten Panzerdivisionen angehörten und

die ZDL vor allem in Be treuungsd iensten freier Wohlfahrtsverbände

(insbesondere Arbeiterwohlfahrt) arbeiteten. Die ZDL befanden sich

inehrhe itl ich (94%) am Anfang ihrer Dienstzeit, die Soldaten waren zu

66% im ersten und zu 33% im letzten Drittel ihrer Dienstze it. In bezug

auf BiIdungsniveau und Alter können die beiden Stichproben als ver-

gleichbar angesehen werden (vgl. Tabelle 1).

2.2 ErhebungsInstrumente

Die nachstehend aufgeführten Skalen dienten zur Erfassung politi-

scher Einstellungen und Handlungsbereitschaften. Die Skalen wurden

rnehrheitl ich von den Autoren selbst entwickelt. Sie konnten in bezug

auf ihre psychomefrische Qualität nicht vorab überprüft werden, so daß

der erste Auswertungsschritt in Dimensions- und Skalenanalysen be-

stand. Der Verg1eich zwisehen ZDL und Soldaten wurde mit den nach di-

esen Analysen optimierten Skalen vorgenommen.
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(1) Rechtfertigung von Gewalt

Ausgehend von der Annahme, daß gerade die Frage nach der Anwendung

von Gewalt in politischen Auseinandersetz ung e n bei den ZDL e inen

zentralen Punkt in ihrem Wertesystem berührt (vgl. etwa NAGEL &

STARKULLA 1977, ROEDER 1977, KRÖLLS 1980), wurden Einstellungen

zur Ausübung staatlicher Gewalt erfaßt. Die Skala wurde von den

Autoren selbst entwickelt. Gewalt war als physische Gewalt (von

Freiheitsentzug bis zur Tötung), deren Urheber als Subjekte er-

kennbar waren, definiert. Die Probanden wurden zu drei Klassen von

Konfliktfällen (Staat-EinzeIner, Staat-Gruppe, Staat-Staat) be-

fragt , in denen aufgrund der spezifischen Bedingung eine Gewaltan-

wendung zur Konfliktlösung leg i timiert werden kann, in denen al-

lerdings auch prinzipiell andere Handlungsalternativen denkbar

s ind. Notwehrsituationen waren ausgeschlossen.

Eine Hauptkomponentenanalyse führte nach GATTELL1s scree test zur

Extraktion zwe ier Faktoren, die 51% der Itemgesamtvarianz aufklä-

ren, d ie s ich nach Varimaxrotation im Verhältnis von 61% zu 39%

auf die beiden Faktoren verteilt. Faktor 1 ist durch Items mar-

kiert, die mit "Legitimation innerstaatlicher Ordnungsgewalt" um-

schrieben werden können (Be ispielitem: "Gewalttäter sollten härter

bestraft werden."). Faktor 2 ist durch Items gekennzeichnet, die

e ine Be fürwortung gewaltsamen Widerstands gegen Menschenrechts-

verletzungen zum Inhalt haben (Beispielitem: "Einem totalitären

Regime, das durch gewaltlosen Widerstand nicht verändert werden

kann, kann man nur mit einem bewaffneten Befreiungskampf begeg-

nen .") . Da der zwe ite Faktor nur durch zwei Items repräsentiert

ist, wurde auf die Bildung e iner Te i1s ka1a mit diesen Items ver-

zichtet. Die Items des ersten Faktors wurden zu der Skala "Recht-

fertigung innerstaatlicher Ordnungsgewalt" zusammengefaßt. Sie

we ist e ine interne Konsistenz von alpha = .88 und eine Spli t-half

Reliabilität von r = .86 auf.
tt

(2) Bereitschaft zu unkonventionellem politischen Engagement

Neben der Einschätzung staatlicher Mittel zur Konfliktlösung in-

teressierte , inwiewe it die ZDL und Soldaten selbst bereit sind,

s ich in politischen Konfliktsituationen auf außerparlamentarischem

Wege zu engagieren, und welche Protestformen dabei in Frage kom-

men. Die Skala um f aß t 36 Items, die nach vier An laßs ituationen in
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vier Teilskalen untergliedert sind: Menschenrechtsverletzungen im

In- und Ausland (1), Rechtsverletzungen in unmittelbarer geogra-

phischer Nähe (2), drohende Rechtsverletzungen durch die Gesell-

schaft (3), Verletzung persönlicher Normen durch politische Maß-

nahmen (4) (Be ispielanlaß 1: "Sie erfahren, daß im In- oder Aus-

land gegen die Menschenrechte verstoßen wird. Wie verhalten Sie

sich?") .

Zu jedem dieser Anlässe wurden Ich-Sätze formuliert, in denen je-

weils die Bereitschaft zu neun verschiedenen außerparlamentari-

schen Protestformen auf einer sechsstufigen Rating-Skala angegeben
werden sollte.

Die interne Konsistenz und split-half Reliabilität für die einze1-

nen Te ilskalen sind: Te ilskala 1 zu Anlaß 1: alpha = .87, r =
tt

,77? Teilskala 2 zu Anlaß 2s alpha = .87, r = .72; Teilskala 3
tt

zu Anlaß 3: alpha = . 89, r = . 74; Teilskala 4 zu Anlaß 4: alpha

= .86, r = .68. Eine Uberprüfung der Skalen auf Skalierbarke it

nach Guttman brachte noch akzeptable Ergebnisse (vgl. Tabelle 2).

Ein Reproduzibilitätskoeffizient von = .90 und eine Skalierbarkeit

von = .60 gelten im allgemeinen als gute Entsprechung (BEUTEL,

TÜFFNER & SCHUBÖ 1980 , p. 350f. ) . Die erhaltenen Werte kommen

nahe an diese Werte heran. Für alle vier Te ilskalen konnte dabei

folgende Rangreihe von Protestformen mit abfallender Schwierigke it

festgestellt werden: 1. bewaffneter Kampf, 2. Demonstration mit

möglicherweise gewalttätigen Auseinandersetzungen, 3. Inkaufnahme

von Sachschäden, 4. Sitzstreik oder Besetzung, 5. Flugblätter her-

stellen oder verteilen, 6. Be itritt zu einer Initiative
, 7. Spen-

den , 8. friedliche Demonstration, 9. Te iInahme an einer Unter-

schriftensammlung .

(3) Politische Entfremdung

Die Bereitschaft zu außerparlamentarischem Protest gibt noch keine

Auskunft über die Einschätzung der Funktionsfäh igke it des parla-

mentarischen Systems in der Bundesrepublik. Einen Aspekt dieser

E inschätzung versuchten wir über die Dimension "politische Ent-

fremdung " zu erfassen. Diese Skala wurde aus JAIDE ( 1978) übernom-

men. Sie enthält elf Aussagen zu den Themen Vertrauenswürdigke it

bzw. 'mangelnde Vertrauenswürdigke it politischer Entscheidungsträ-
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ger (Be ispieli tem; "Es ist e igentlich gar n icht so schlecht, was

die von uns gewählten Politiker leisten.") und Kontrollierbarke it

bzw. fehlende Kontrol1ierbarke it politischer Prozesse (Be ispiel-

i tem: "Die Bürger haben ke ine Chance zu sagen, was in der Regie-

rung gemacht werden soll.").

Nach Elimination eines trennschwachen Items wies die Skala eine

interne Konsistenz von alpha = .87 und eine split-half Reliabili-

tät von r = .82 auf. Zusätzlich wurde die Dimensionalität der
tt

Skala über eine Hauptkomponentenanalyse geprüft. Der Eigenwerte-

verlauf der ersten drei Hauptkomponenten spricht für die Annahme

e iner Eindimensionalität der Skala ( 4 .70 (1), 1.37 (2) , .96 (3)).

Es sei noch angemerkt, daß neun der verbliebenen Items der Skala

sich led ig lieh auf die (fehl ende) Vertrauenswürd igke it von Poli-

t ikern beziehen, so daß mit Hilfe d ieses Instrumentes ke ine Aus-

sagen mehr über Einschätzungen zur Kontrollierbarke it des poli-

t ischen Geschehens gemacht werden können.

(4) Bejahung politischer Konflikte

Durch die Skala "politische Entfremdung" wird die grundlegende

Einstellung zu demokratischen Prinzipien und Institutionen nicht

erfaßt. Wir haben deshalb ein Meß Instrument aufgenommen, das Über-

zeugungen zu demokratischen Methoden politisch-institutioneller

Entscheidungs findung thematisiert: d ie Demokratieskala von KAASE

(1971) , die neun Items zu den Bereichen Einstellungen zu politi-

schen Institutionen, zur Legitimität von Konflikten, zu Gewalt als

Mi ttel politischer Auseinandersetzung und zu individuellen Grund-

rechten enthält. Die Skala wurde um zwei Items gekürzt, und zwar

um ein Item, in dem ein Statement zur Respektierung von Einzelin-

teressen uneindeutig formuliert ist, und das (einzige) Item zur

Gewalt als Mi ttel politischer Konfliktlösung, das nach KAASE

(1971, p. 233f.) einen eigenen Faktor markiert.

Be i der faktorenanalytischen Überprüfung wurden zwe i Faktoren ex-

trahiert, die zusammen 48% der Itemgesamtvarianz binden. Die auf-

geklärte Varianz verteilt sich nach Varimaxrotation im Verhältnis

48% zu 52% auf die beiden Faktoren. Faktor 1 ist repräsentiert

durch Items zur Bejahung von Konflikten (Beispielitem: "Jeder Bür-

ger verliert das Recht zu Streiks und Demonstrationen, wenn er da-
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mit die öffentliche Ordnung gefährdet."). Faktor 2 wurde - wie

schon bei KAASE (1971) - durch Items markiert, die eine Zustimmung

zu freier Meinungsäußerung und demokratischer Regierungsbildung

repräsentieren (Beispielitem: "Jede demokratische Partei sollte

grundsätzlich die Chance haben, an die Regierung zu kommen."). Die

Zustimmung zu den letztgenannten Items war in beiden Stichproben

sehr hoch, sie scheinen Konsensitems zu sein, so daß wir auf die

Bildung einer Teilskala mit diesen Items verzichteten.

Es verblieben uns drei Items, die den ersten Faktor markieren, sie

wurden zu der Teilskala "Bejahung politischer Konflikte" zusammen-

gefaßt., Die mäßige interne Konsistenz von alpha = .60 und die

split-half Reliabilität von r = .52 sind relativ zur geringen

Zahl der Items zu bewerten.

C 5) Dis tanz vsNähe zur Mehrheitsmeinung

Da nicht grundsätzlich Konsistenzen zwischen politischen Grundein-

steHungen und Meinungen zu politischen Tagesfragen angenommen

werden können, versuchten wir dies mit einer we iteren Skala zu

überprüfen, in der aktuelle politische Themen (im Jahre 1982) an-

gesprochen wurden, die auch von zentraler Bedeutung für die beiden

Stichproben sein sollten. Sie enthielt neun Statements zur Rele-

vanz der Bundeswehr (Beispielitem: "Die Bundeswehr ist ein wirksa-

mes Instrument zur Friedenssicherung."), zum Verteidigungskonzept

der Bundeswehr und NATO (Beispielitem: "Das militärische Gleichge-

wicht zwischen NATO und Warschauer Pakt ist Voraussetzung für eine

realistische Entspannungspolitik.") und der Friedensbewegung der

8Oer Jahre (Beispielitem: "Den Zielen der Friedensbewegung stehe

ich positiv gegenüber. Sie zeigen, daß die Bevölkerung vernünfti-

ger als die Politiker ist."). Wir versuchten diese Aussagen als

Mehrheitsmeinung zu formulieren, so wie sie sich aus Repräsenta-

t iverhebungen führender UmfrageInstitute in den Jahren 1976-1982

darstellt.. So können wir die Zustimmung bzw. Ablehnung eines Items

als Distanz bzw. Nähe zur Mehrheitsmeinung interpretieren.

Zwei items mußten wegen schwacher Trennschärfe aus der Skala ge-

nommen werden. Die interne Konsistenz der so reduzierten Skala be-

trug alpha = .93, die split-half Reliabilität r = .90. Zusätz-

lich wurde die Dirnensionalität der Skala über eine Hauptkomponen-
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tenanalyse geprüft. Der Eigenwerteverlauf der ersten drei Haupt-

komponenten (5.43 (1), 1.01 (2), .65 (3)) spricht für die Eindi-

mensionali tat dieses Instrumentes.

(6) Parteipräferenzen

Neben der außerparlamentarischen Engagementbereitschaft wurden die

Gruppen nach ihren Parteipräferenzen gefragt: "Angenommen, nächste

Woche wären Bundestagswahlen. Welcher Partei würden Sie Ihre Stim-

me geben?" Folgende Antwortalternativen waren angeboten worden:
"CDU/CSU; SPD; FDP; DKP; NPD; Demokratische Sozialisten; Grüne/Al-

ternative ; ke ine der Parteien, sondern . . .; würde nicht wählen".

Die Gruppe der Demokratischen Sozialisten wurde deshalb in die Li-

ste aufgenommen, we il Mitte 1982 eine Te iInahme an der nächsten

Bundestagswahl von den Mitgliedern diskutiert wurde.

3. Untersuchungshypothesen

Wir erwarteten, daß sich die Gruppe der Zivildienstleistenden von

der Gruppe der Soldaten auf allen genannten Dimensionen unterscheiden

lassen.

(1) ZDL sollten eine geringere Tendenz als die Soldaten haben, inner-

staatliche Gewalt zu rechtfertigen, sei es aus einer generalisier-

ten, konsistenten Ablehnung von Gewalt als Mittel zur Konf1iktlö-

sung, sei es aus einer kritischeren Haltung gegenüber staatlicher

Führungsnotwendigkeit (vgl. NAGEL & STARKULLA 1977) .

(2) Wir nahmen an, daß sich in der Gruppe der ZDL mehr Personen als

in der Gruppe der Soldaten befinden, die bereit sind, sich auch

außerhalb parlamentarischer und gerichtlicher Verfahren auf unkon-

ventionelle We ise für ihre Vorstellungen von Recht und Gerechtig-

keit politisch zu engagieren.

(3) Wir erwarteten in der Stichprobe der ZDL häufiger und ausgeprägter

politische Entfremdung im Sinne eines geringen Vertrauens in die

politischen Funktionsträger als bei den Soldaten.

(4) Eine Bejahung politischer Konflikte sollte in der Gruppe der ZDL

häufiger und ausgeprägter anzutreffen sein als in der Stichprobe
der Soldaten.

(5) Die Meinungen der ZDL zur Bundeswehr, zur NATO und zur Verteidi-

gungspolitik sollten - konsistent mit ihrer Verweigerung - weniger

der Mehrheitsme inung entsprechen als die der Soldaten, eine Hypo-
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these, die aus den jeweiligen Entscheidungen zur Kriegsdienstver-

weigerung und zur Ableistung des Wehrdienstes ableitbar ist, wenn
diese Entscheidungen nicht nur privatistischen Charakter für die

jungen Männer haben»

(6) Die Gruppe der ZDL als politisch kritische Minderheit sollte sich
in bezug auf Parteipräferenzen von den Soldaten dahingehend unter-
scheiden, daß die älteren Parteien, die die Politik der Bundesre-

publik Deutschland, einschließlich der Wehrpolitik in Regierung
und Opposition bisher gestaltet und zu verantworten haben, weniger

präferiert werden als neue Parteien, die sich als Alternativen zu
den alten Parteien darsteilen.

4 . Ergebn i s s e

Die Hypothesen wurden über die Prüfung von Mittelwertsunterschieden
auf statistische Signifikanz {Signifikanzniveau p = .01) getestet. Zu-

dem wurden Di skr iminanzanalysen berechnet, um überprüfen zu können, ob

die Befragtengruppen anhand der gewählten Konstrukte unterschieden und
treffend ihrer jeweiligen Gruppe zugeordnet werden können. Die Unter-
schiede zwischen den Gruppen werden zum Teil auch über Verteilungsta-

bellen veranschaulicht.

(1) Rechtjertlgun j Ordnungsgewalt
Wie Tabelle 3 veranschaulicht, tendieren die ZDL in sehr viel ge-

ringerem Maße zu einer Legitimation innerstaatlicher Ordnungsge-

walt als die Soldaten. Die Mittelwertsunterschiede sind hoch si-

gnifikant (p = .01)» Bei der Bildung von Mittelwerten über die

Gesamt.skala zeigen sich ebenfalls signifikante Unterschiede zwi-
schen den beiden Gruppen (p = .01). Die Trennung von ZDL und Sol-

daten mit Hilfe der Diskriminanzanalyse erbrachte folgendes Ergeb-

nis: 86% alier Fälle wurden korrekt klassifiziert, 8 ZDL und 17

Soldaten wurden der jeweils anderen Gruppe zugeordnet. Inhaltlich
ist hervorzuheben, daß ZDL und Soldaten die Auslöschung von Men-

schenleben wie Mord» Todesstrafe und Hinrichtung mehrheitlich

ablehnen, die Mehrheit der Soldaten aber z.B. härtere Gerichts-

urteile und eine Verstärkung der Schlagkraft der Polizei als eine

legitime Reaktion auf Gewalt von Einzelnen oder Gruppen ansieht.
Die Mehrheit der ZDL lehnt den Gebrauch physischer Gewalt als Kon-

fiiktlösungsmittel auffallend rigoros ab.
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(2) Bereitschaft zu unkonventionellem politischem Engagement
Es wurden Summenwerte über die Teilskalen zu den vier Anlaßsitua-

tionen gebildet. Tabelle 4 veranschaulicht die Unterschiede zwi-
schen den ZDL und den Soldaten

. Die Summenmi ttelwerte unterschei-

den sich signifikant voneinander (p = .01). Bei der diskriminanz-

analytischen Trennung der beiden Gruppen erwies sich die Anlaß-

situation 1 (in- und ausländische Menschenrechtsverletzung) mit
85% richtigen Klassifikationen vor den anderen Situationen als die

d iskriminanzstärkste. Was den Inhalt oder die Formen des politi-
schen Engagements anbelangt, ist festzuhalten, daß ZDL wie Solda-

ten einen bewaffneten Kampf mit deutlicher Mehrheit ablehnen. Die

deutlichsten Unterschiede fanden sich über alle Situationen hinweg
h insichtlich der Bereitschaft

, an einem Sitzstreik bzw
. an einer

Besetzung, sowie an Demonstrationen mit eventuell gewalttätigen
Auseinandersetzungen teilzunehmen. Hier zeigen die ZDL - zwar weit

weniger als bei den "friedlicheren" Formen des Protests - eine hö-

here Teilnahmebereitschaft als die Soldaten (vgl. Tabelle 5) .

(3) Politische Entfremdung

Die Unterschiede zwischen den beiden Gruppen sind in Tabelle 6

veranschaulicht
. Auf Itemebene finden sich bei vier items nicht-

signifikante (p = .01) Mittelwertsunterschiede zwischen ZDL und

Soldaten (diese Items sind nicht in Tabelle 6 aufgenommen). Die

Mittelwertsunterschiede über die Gesamtskala sind zwar signifikant

(p = .01) , der Versuch einer diskriminanzanalytischen Trennung der
beiden Gruppen anhand dieser Skala gelang aber nicht gut. Nur 76%

richtige Zuordnungen (bei 50% Ausgangswahrscheinlichkeit) können
auf der Basis der Entfremdungsskala erreicht werden. 20 ZDL und 22

Soldaten wurden der jeweils anderen Gruppe zugeordnet. Inhaltlich
fällt auf, daß die Mehrheit beider Gruppen wenig Vertrauen in po-
litische Funktionsträger hat und die Einflußmöglichkeiten auf das

Handeln der Regierung als eher gering einschätzen, soweit man

letzteres aus dem Antwortverhalten zu lediglich einem item
schließen kann. Das gleiche Bild hat sich auch bei den nicht-
signifikant verschiedenen Reaktionen gezeigt: Be ide Gruppen hegen
mehrheitlich Mißtrauen gegen die Zuverlässigkeit und Integrität
von Politikern

.
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(4) Bejahung politischer Konflikte

Die Demokratieskala von KAASE (1971) brachte als erstes Ergebnis
eine übereinstimmend hohe Zustimmung bei ZDL und Soldaten zu den

formalen und institutionalisierten Verfahrensweisen der Demokra-

tie In der Teilskala "Bejahung politischer Konflikte" werden hin-

gegen signifikante Unterschiede sichtbar (p = .01). Die ZDL beja-

hen politische Konflikte, während die Soldaten ihre Bedeutung

durchschnittlich skeptisch beurteilen (vgl. Tabelle 7). Eine Tren-

nung der Gruppen anhand der Konfliktdimension gelang mit einer

8 2% igen Zuordnungsgenauigkeit (12 ZDL und 20 Soldaten wurden

falsch klassifiziert).

{5) Distanz vs. Nähe zur Mehrheitsmeinung über die Bedeutung von Bun-
deswehr und NATO

Die Einstellungen zu Bundeswehr, NATO und der Friedensbewegung der

80er Jahre wurden mittels einer Skala "Distanz zur diesbezüglichen

Mehrheitsrae inung" überprüft» Tabelle 8 veranschaulicht die Diffe-

renzen zwischen ZDL und Soldaten, Ein Vergleich der Mittelwerte

ergibt signifikante Unterschiede (p = .01). In keinem Fall äußert

sich die Gruppe der Soldaten distanzierter als die Gruppe der ZDL.

Auch die diskriminanzanalytische Trennung der Gruppen war mit 90%

Zuordnungsgenauigkeit erfolgreich. Die höchsten Ladungen auf der

Diskriminanzfunktion wiesen folgende Items auf?
- "Es ist absolut notwendig,, daß unser Land Mitglied im westlichen

Verteidigungsbündnis bleibt." (Diskriminanzkoeffizient: -.401)

- "Die Bundeswehr muß sich auf einen Verteidigungskrieg vorberei-
ten , wenn wir uns bei einer militärischen Invasion nicht wehr-

los überrollen lassen wollen." (Diskriminanzkoeffizient: -.319)

- "Das militärische Gleichgewicht zwischen NATO und Warschauer

Pakt ist Voraussetzung für eine realistische Entspannungspoli-

tik." ( Diskr iminanzkoef f izient: --«,211)

Die Ladungen der Koeffizienten sind erwartungskonform.

(6 P rteipräfe zen
Wie aus Tabelle 9 ersichtlich, zeichnen sich deutliche Unterschie-

de zwischen ZDL und Soldaten bezüglich ihrer Parteipräferenzen ab.

Wie von uns erwartet
,
, präferiert die Gruppe der ZDL mit deutl icher

Mehrheit die Partei der GRüNEn, die zum Befragungszeitpunkt noch

n icht im Bundestag vertreten war und sich inzwischen aus verschie-
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denen Protestbewegungen als alternative Partei profiliert hat. Die

Mehrheit der Soldaten entschied sich für die CDU/CSU.

(7) Diskrimination der ZDLundSoldaten aufder Basis allerDimen-

s ionen

Zum Abschluß stellt sich die Frage, welche Diskriminationskraft

die für diese Stud ie als UnterScheidungskr iterien für die Gruppen

der Soldaten als Repräsentanten der Bevölkerungsmehrheit und der

ZDL herangezogenen Konstrukte insgesamt besitzen. Hierfür wurden

alle genannten Dimensionen in eine Diskr iminanzanalyse einbezogen.

Es gelang eine Zuordnungsgenauigkeit von 92% für 163 Be fragte.

6 ZDL und 7 Soldaten wurden nicht korrekt klassifiziert.

Dieser Befund stützt die Annahme, daß tatsächlich Unterscheidungs-

kriterien für die beiden St ichproben gefunden wurden. In die Diskr imi-

nanzf unktion gehen die verschiedenen Dimensionen mit unterschiedlichem

Gewicht ein. Das Konstrukt "Einstellung zur Bundeswehr und NATO"- ope-

rationalisiert als Distanz zur diesbezüglichen Mehrheitsmeinung - geht

mit dem höchsten Gewicht in die Diskriminanzfunktion ein, gefolgt von

der Einschätzung innerstaatlicher Ordnungsgewalt, der Bejahung politi-

scher Konflikte in der Demokratie und der Bereitschaft zu unkonventio-

nellem politischem Engagement zu verschiedenen Anlässen (vgl. Tabelle

10) .

5. Diskussion

Die in dieser Stud ie zur Charakterisierung der Kr iegsd ienstverwe i-

gerer als Minderheit, spezifischer: zur Charakterisierung der Unter-

schiede zwischen den ZDL als Vertreter der Mi norität und den Soldaten

als Vertreter der Majorität, verwendeten Skalen haben sich insofern

als Unterscheidungskriterien bewährt, als sie eine recht gute Diskri-

mination der beiden Gruppen leisten.

Ausgehend davon, daß die Ablehnung physischer Gewalt (im Falle

e ines Krieges) von den Verwe igerern auch für die Gewaltanwendung bei

innerstaatlichen Konflikten gilt, wurden Einstellungen zum Einsatz

s taatlicher Gewalt erhoben. Es ze igte sich hierbei ein sehr deutli-

cher Unterschied zwischen den beiden Stichproben. Die Mehrheit der ZDL

äußert eine auffallend rigorose Verneinung der Legitimität physischer
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Gewaltanwendung durch staatliche Organe. Demgegenüber hä1t eine Mehr-

heit der Soldaten die Gewa.11anwendung für ein legitimes Mittel zur

Lösung innerstaatlicher Konf.1 ikte.

Dieses Ergebnisbild läßt die Interpretation zu, daß bei den ZDL

tatsächlich eine ausgeprägte Ablehnung von Gewalt innerhalb unseres

Gesellschaftssystems vorhanden ist.

Um abzuklären, zu welchen Protestformen die Verweigerer selbst be-

reit wären, um eigene Auffassungen zu vertreten, haben wir versucht,

ihre Bereitschaft zu politischem Engagement von der Te iInahme an einer

Unterschriftenaktion bis zur Gewaltanwendung gegen Personen zu erfas-

sen , Diesbezüglich sind die Ergebnisse zu den vier Te ilskalen der Be-

reitschaft zu unkonventionellem politischem Protest interessant. Be ide

Gruppen finden sich mehrheitlich zu einer Teilnahme an Unterschriften-

aktionen, friedlichen Demonstrationen und Unterstützung durch Spenden

bereit. Signifikante Unterschiede gibt es derart, daß in der Gruppe

der ZDL auch Kundgebungen mit eventuell gewalttätigen Auseinanderset-

zungen und Sachschäden häufiger in Kauf genommen würden als in der

Gruppe der Soldaten. Insgesamt zeigt die Gruppe der ZDL e ine wesent-

1 ich höhere Bereitschaft zur Teilnähme an außerparlamentarischen Pro-

testformen als die Gruppe der Soldaten.

Die große Bereitschaft der ZDL zu außerparlamentarischem politi-

schem Engagement wirft die Frage auf, wie die ZDL die Funktionsfähig-

keit des parlamentarischen Systems der Bundesrepublik einschätzen. Wir

haben uns dieser Frage über die Dimension "Politische Entfremdung" ge-

nähert . Sie enthält allerdings nur den Aspekt der Einschätzung der

Vertrauenswürdigkeit von Politikern. Wir nahmen an, daß die ZDL ent-

fremdeter als die Soldaten sind, und zwar in Form eines größeren Miß-

trauens gegenüber politischen Funktionsträgern.

In der Tat unterscheiden sich die beiden Gruppen bezüglich politi-

scher Entfremdung in der erwarteten Richtung. Dabei ist festzuhalten,

daß auch die Mehrheit der Gruppe der Soldaten eher wenig Vertrauen in

die Politiker setzt» Dieses generell relativ hohe Maß an Skepsis läßt

zwei Interpretationsmöglichkeiten zu: Einmal scheint das Mißtrauen

beider Gruppen eine allgemeine Tendenz unter jungen Leuten widerzu-

spiegeln, neueste Be fragungsergebnisse belegen dies (vgl. etwa Jugend-
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werk der Deutschen Shell 1981), wobei die stärkere Ausprägung des Miß-

trauens bei den ZDL aufgrund ihres Minderhei tenstatus als Verwe igerer

erwartungsgemäß ist. Möglicherweise ist eine solche Grundeinstellung

auch durch die tagespolitischen Auseinandersetzungen Ende des Jahres

1982 verstärkt worden. Zu erinnern wäre beispielswe ise an die ersten

größeren Veröffentlichungen zur Flick-Spendenaffäre in dieser Zeit.

Trotz des Mißtrauens gegenüber Politikern ist die Zustimmung zur
Demokratie bei ZDL wie bei Soldaten unumstritten

. Be ide Gruppen befür-

worten mit sehr hohen Zustimmungsquoten Methoden institutioneller de-

mokratischer Entscheidungsfindung. Differenzen zwischen ZDL und Solda-

ten treten bei der Bewertung von Konflikten innerhalb einer Demokratie

auf. Keiner der Soldaten hält politische Auseinandersetzungen für sehr
wichtig, während dies gut ein Drittel der ZDL tun. Schon KAASE (1971,

P. 216) stellte bei der Bevölkerungsmehrheit ein "Fehlen der Konflikt-

d imension" bzw. ein "absolutes Bedürfnis nach Harmonie" fest
.

Die Sol-

daten gehen anscheinend in ihrem Harmoniestreben mit der Bevölkerungs-
mehrheit konform. Das höhere Ausmaß an Konfliktbejahung bei den ZDL

kann als minderheitenspezi fisch angesehen werden.

Erwähnenswert ist noch, daß neben der Verteidigungspolitik noch

zwei we itere Themen angesprochen wurden, die Einstellung zu Gastar-

beitern und die Ei nstellung zum Umweltschutz. Be ide Gruppen betonen

übereinstimmend die Notwendigkeit umweltbewußten Lebens.
Während die

ZDL zur Lösung der Umweltprobleme grundsätzliche Gesellschaftsänderun-

gen für wichtiger halten als bessere wirtschaftliche und technische

Entwicklungen, präferieren die Soldaten mehrheitlich Verbesserungen in

Wirtschaft und Technik. Auch hinsichtlich der Einschätzung des Gast-

arbeiterproblems unterscheiden sich die beiden Gruppen. 62% der Solda-

ten sahen in der hohen Ausländerquote eine Gefährdung für Deutschland,

während 76% der ZDL dies für ungefährlich hielten.

Die Frage, wie bereichsspezifisch die Differenz zwischen ZDL und

Soldaten bezüglich der Einstellungen zu konkreten politischen Themen

sind, läßt sich vielleicht aus den unterschied!ichen Parteipräferenzen
dieser beiden Stichproben erkennen. 70% der Soldaten präferieren die
"alten" Parteien CDU, SPD und FDP, die bisher in Regierung und Opposi-
tion die Politik in der Bundesrepublik Deutschland bestimmt haben

,

während es bei den ZDL nur 27% sind. Die deutliche Mehrheit der ZDL
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prüferiert die aus Protestbewegungen entstandene Alternativpartei "Die

Grünen". Die Ergebnisse dieser Studie lassen den Schluß zu, daß die
Gruppe der ZDL in ihrer Mehrheit eine kr itische politische Minorität
darstellt.

Ausgehend von der hohen Di skriminationsfähigkeit der gewählten Ska-
len lassen sich ZDL und Soldaten wie folgt typisieren: Der "typische"

Kriegsdienstverweigerer hat eine große Distanz zur Mehrheitsmeinung
bezüglich der Bundeswehr und NATO, lehnt eine Rechtfertigung inner-
staatlicher Gewalt ab, bejaht die Bedeutung politischer Konflikte und

ist bei Rechts- und Menschenrechtsverletzungen zu unkonventionellem

politischem Engagement bereit. Er hat wenig Vertrauen zu politischen

Funktionsträgern und sympathisiert mit der Partei der GRÜNEn, einer
alternativen Partei mit deutlicher linker Tendenz, worin sich eine ge-

neralisierte kr itische Haltung gegenüber der bisherigen Politik in der

Bundesrepublik äußert.

Im Gegensatz hierzu teilt der "typische" Soldat die Mehrheitsmei-

nung zu Bundeswehr und Bündnissystem, bejaht verstärkte innerstaatli-

che Ordnungsgewalt, beurteilt die Bedeutung politischer Konflikte eher

als gering und ist zurückhaltend in der Bereitschaft zu außerparlamen-

tarischen Protestformen. Das Mißtrauen gegenüber politischen Funk-

tionsträgern ist zwar vorhanden, aber weniger stark ausgeprägt, was
sich auch in der Präferenz der "alten" Parteien in der Bundesrepublik

Deutschland äußern mag.

Selbstverständlich sind diese Charakterisierungen Aussagen über

St ichproben, deren Repräsentativ!tät für die Gesamtheit der Zivil-
dienst! e istenden und der Soldaten nicht gültig beurteilt werden kann.
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Tabelle 1: Bildungsniveau und Alter der ZDL und Soldaten

ZDL Soldaten

(N = 92) (N = 85)

Angaben in Prozent

Alter

18 - 21 Jahre 71 91

22 - 25 Jahre 23 9

2 6 -- 28 Jahre 6

Schulbildung

Realschule 17 2

Fachhoch schul reife 20 9

Abitur 51 85

Universitätsbesuch (ohne Abschluß) 3

Universitätsabschluß 9 3

Tabelle 2; Skalogramm-Analyse über die Skala "Bereitschaft zu un-
konventionellem politischem Engagement"

Anlaß 1 Anlaß 2 Anlaß 3 Anlaß 4

Reproduzibilität .87
.

.88 .89 .89

Skalierbarkeit .57
.56 .62 .62

- 19 --

Tabelle 3; Legitimation innerstaatlicher Ordnungsgewalt durch
ZDL (N = 91) und Soldaten (N = 84)

iteres ZDL Soldaten
Mx sx Mx s

x
j .Ol

Der Staat hat das Recht, seine in-

neren Feinde durch Verhaftung oder
Ausweisung unschädlich zu machen. 5.35 1.04 3.03 1.62 +

Das Recht auf friedliche Demonstration

ist unantastbar. Gegen Gewalt bei De-
monstrationen muß der Staat aber not-

falls mit aller Härte vorgehen. 4.08 1.51 2.19 1.30 +

Es ist gerechtfertigt, nach den Sturz
eines Unrecht-Regimes jene, die fol-
terten und Folter anordneten, hinzu-

richten. . 5.29 1.12 4.12 1.71 +

Gewalttäter sollten härter bestraft
werden.

Unsere Gerichte bagatellisieren viele
Straftaten. Härtere Urteile würden
die Rechtssicherheit aller Leute
erhöhen.

Mit Polizeieinsatz kann man die Frei-
heit und Rechtssicherheit nicht ver-

teidigen.

Es gibt Verbrechen - wie Kindesent-
führung oder Erpressung - für deren
Sühne die Todesstrafe wieder einge-
führt werden müßte.

Die Polizei sollte für die Bekämpfung
von gewaltsamen Demonstrationen mit
wirkungsvolleren Waffen ausgestattet
sein.

4
.76 1.23 2.77 1.49 +

5
.16 1.10 3.33 1.42 +

2
.16 1.33 3.39 1.38 +

5.75 .84 4.39 1.53 +

5
.53 1.02 3.83 1.63 +

Die Antwortkategorien reichen von 1 bis 6.
1 heißt: "stimme voll zu", 6 heißt: "lehne voll ab".
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Tabelle 5: Bereitschaft der ZDL (N = 86) und Soldaten (N = 85) zu unkon-
~ ventionelloti politischen Engagonent anläßlich der Situation 1

Anlaßsituation 1

T+.me ZDL Soldaten

Ich würde es auf einen bewaffneten
Kampf ankönnen lassen, falls ich
keine andere Möglichkeit mehr sehe. 5.12 1.24 5.60 .77 +

Ich würde an einer Kundgebung teilneh-
men, auch venn die Gefahr besteht, daß

es zu gewalttätigen Auseinandersetzun-

gen können kann. 3.20 1.50 5.10 1.01 +

Notfalls würde ich auch Sachschäden
in Kauf nehmen, wenn damit den Wider-
stand wirklich gedient ist. 3.41 1.37 4.94 1.14 +

Ich würde einen Sitzstreik oder eine
Besetzung vor Ort mitmachen, un gegen
die Verstöße zu protestieren. 3.06 1.29 4.89 1.06 +

Ich würde Flugblätter herstellen und/
oder verteilen, in denen auf diese
Mißstände aufmerksam gemacht wird. 3.00 1.22 3.94 1.11 +

Ich würde einer Initiative beitreten,
die mit friedlichen Mitteln diese Miß-
stände bekämpft. 2.96 1.19 3.95 1.19 +

Ich würde mit Spenden die Betroffenen
oder eine Vereinigung, die dagegen
etwas unternimmt, unterstützen. 2.88 1.15 3.29 1.32

Ich würde bei einer friedlichen De-
monstration mitgehen, die gegen diese
Verstöße protestiert. 1.88 .98 3.19 1.34 +

Ich würde mit meiner Unterschrift bei
einer Untersehriftenaktion dagegen
protestieren. 1.33 .66 2.41 1.35 +

Die Antwortkategorien reichen von 1 bis 6.
1 heißt: "ganz sicher", 6 heißt: "ganz sicher nicht".

(706)

4,
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Tabelle 6; Politische Entfremdung der ZDL (N = 89) und Soldaten (N = 86)
(Auswahl von Items der Entfremdungsskala von JAIDE)

Items ZDL Soldaten
Mx sx Mx s

x
1 .01

Die Bevölkerung wird sehr oft von
den Politikern betrogen. 1.77 .97 2.23 1.12 +

Man kann darauf vertrauen, daß die

Entscheidungen der Politiker im In-
teresse des Volkes getroffen werden. 4.94 1.04 3.98 1.11 +

Was ein Politiker verspricht, hält
er selten oder nie. 2.49 1.10 3.18 1.24 +

Es gibt einige starke und mächtige
Männer in der Regierung, die alles
machen. Die kümmern sich nicht im
uns einfache Leute. 2.88 1.13 3.61 1.12 +

Die Abgeordneten interessieren sich
kann für die Probleme der Leute, von

denen sie gewählt werden. 3.20 1.20 3.75 1.17 +

Es ist eigentlich gar nicht so
schlecht, was die von uns gewählten
Politiker leisten. 4.51 1.05 3.58 1.12 +

Die Antwortkategorien reichen von 1 bis 6.
1 heißt: "stimme voll zu", 6 heißt; "lehne voll ab".

- 23 -

Tabelle 7; Bejahung politischer Konflikte durch die ZDL (N = 91) und
die Soldaten (N = 84)

Items ZDL Soldaten
Mx sx Mx s

x
P .Ol

Die Auseinandersetzungen zwischen
den verschiedenen Interessengruppen
in unserer Gesellschaft und ihre For-

derungen an die Regierung schaden dem
Allgemeinwohl. 5.12 1.38 4.29 1.44 +

Der Bürger verliert das Recht zu
Streiks und Demonstrationen, wenn er

danit die öffentliche Ordnung ge-
fährdet. 5.09 1.23 2.87 1.41 +

Aufgabe der politischen Opposition
ist es nicht, die Regierung zu kriti-
sieren, sondern sie in ihrer Arbeit
zu unterstützen. 4.80 1.22 3.37 1.55 +

Die Antwortkategorien reichen von 1 bis 6.
1 heißt: "stimme voll zu", 6 heißt: "lehne voll ab".
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?5 IgJlL Distanz der ZDL (N = 88) und Soldaten (N = 86) zur
Mehrheitsne inung

Indexwert Name der Kategorie ZDL Soldaten

(Antworten in %)

7 - 10 starke Distanz 38 2

11 - 24 mittlere Distanz 58 22

25 ~ 38 mittlere Nähe 4 ji

39 - 42 große Nähe - 5

l Ik
_.iL Parteipräferenz der ZDL (N = 87) und Soldaten (N = 82)

Änt*)ortaltematlven ZDL Soldaten

(Antworten in %)

CDU/CSU 2 43

SPD 23 29

FDP 3 1

GKÜNE/Alternative 63 12

DKP
, _ 1

Danokratische SoziaJ
.isten 1 2

keine der Parteien 3 2
würde nicht wählen 3 u
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Vertei1er:

PSYCHOLOGISCHER DIENST DER BUNDESWEHR

BWB mit je 1 NA für ErpSt
BWVA mit je 1 NA für WBV I - VI
FIMedlnstLw

,
Abt. VI

HFlgWaS, ßerPsych

PSABw mit je 1 NA für OPZ u. FrwAnSt/ZM
Schi ffMedInstM

,
Abt. IV

SKA, Dez Wehrpsychologie
BwZKrhs , Kli nPsych , Koblenz
BwKrhs Gießen

, Kli nPsych
BwKrhs Hamburg, Kli n Psych
BwKrhs München

, Kli nPsych

BwKrhs Ulm, Kli nPsych

5

7

1

1

6

1

4

1

1

1

1

1

BUNDESMINISTERIUM DER VERTEIDIGUNG

IPS 3

FÜ

Fü

FÜ

Fü

FÜ

FÜ

mit NA für ZInFüBw

mit NA für SwInstBw

Fü H I 1

Fü L I 1

Fü M I 1

VR 11 I 7

P I 4

P 11 1,

I lÜ/SdB Uni Bw

11 I 9

3

3

3

9

3
, 5, 6, 7, 8

1

1

2

2

1

1

1

2

2

2

2

1
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